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Beschlussentwurf

Der Stadtrat der Stadt Kothen (Anhalt) beschliet die Stellungnahme des
Oberbirgermeisters zum Bericht tber die turnusmafige uberortliche Prifung durch den
Landesrechnungshof vom 30.09.2010.

Gesetzliche Grundlagen:
- 844 Abs. 3Nr.5i.V.m. 8 126 Abs. 6 der Gemeindeordnung fur das Land Sachsen-Anhalt
in der zurzeit giltigen Fassung



Darlegung des Sachverhalts / Begrindung

Die Prufung der Stadt Kéthen (Anhalt) durch den Landesrechnungshof (LRH) erfolgte vor
Ort in der Zeit vom 28.09.2009 bis 19.11.2009.

Das Ergebnis wurde der Stadt Kéthen (Anhalt) in Form eines Berichtes mit Schreiben vom
30.09.2010 Ubersandt.

Gemald § 126 Abs. 6 der Gemeindeordnung fiir das Land Sachsen-Anhalt (GO LSA) in der
zurzeit gultigen Fassung ist zu diesem Bericht eine Stellungnahme des Oberblrgermeisters
zu erstellen und dem Stadtrat vorzulegen.

Den Fachamtern der Stadt Koéthen (Anhalt) wurde der Bericht zur Auswertung der
Feststellungen und Empfehlungen des Landesrechnungshofes Ubergeben. Zum Bericht des
Landesrechnungshofes wurde entsprechend Stellung genommen.

Aufgrund der Struktur des Prifberichtes, in dem die getroffenen Prifungsfeststellungen
nicht, wie beispielsweise bei der Prifung durch das Rechnungsprifungsamt der Stadt
Kdthen (Anhalt), mit einer entsprechenden Nummer (PF ...) versehen und hervorgehoben
wurden, hat die Verwaltung in der Stellungnahme zum Prifbericht die Priffeststellungen
und Prufbemerkungen herausgearbeitet, die einer Stellungnahme aus Sicht der Verwaltung
bedurften.

Nach § 44 Abs. 3 Nr. GO LSA hat der Stadtrat die Stellungnahme des Oberbiirgermeisters
zum Prufbericht als eigene zu beschlieRen oder aber eine anders lautende Stellungnahme
abzugeben.

Der Beschluss einschlieBlich Stellungnahme ist auf dem Dienstweg Uber die
Kommunalaufsicht und tber das Landesverwaltungsamt an die tberortliche Prifstelle, hier
den Landesrechnungshof, weiterzuleiten.

Anlagen:
- Bericht Uber die turnusmafige tberértliche Prifung der Stadt Kéthen (Anhalt) durch den
Landesrechnungshof



Priifbericht LEH 1924 _001.pdf Stellungnahme Priifbericht LRH vom 30.09.2010.doc



Landesrechnungshof Sachsen-Anhait Dessau-Rofdlau, g 0 September 2010
Abteilung 4, Referat 41 41/82180/wid-kng/kdn
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Vorbemerkungen

Priifungsauftrag und -umfang
Der Landesrechnungshof priifte gema® § 126 GO LSA die Haushalts- und Wirt-

schaftsfihrung der Stadt Kéthen.

Der Prifungszeitraum umfasste die Ergebnisse der Jahresrechnungen 2005 bis
2008, die Haushaltsplanung 2009 und die mittelfristige Finanzplanung.

Die Prifung erstreckte sich im Wesentlichen auf folgende Schwerpunkte:

Haushalts- und Finanzwirtschaft,

Liquiditéts- und Schuldenmanagement,

Organisation der Verwaltung,
Personalentwicklungskonzept und Personalausgaben,
Kostenrechnende Einrichtungen,

Zuschisse an Dritte, insbesondere im Kultur- und Sportbereich.

Prifungsverlauf
Die ortlichen Erhebungen bei der Stadtverwaltung erfolgten in der Zeit vom

28. September 2000 bis 19. November 2009 (mit Unterbrechungen).

Der Landesrechnungshof musste aus objektiv anderen Grinden die Prifung auf

die 0. g. Schwerpunkte beschranken und hat das

Gebdudemanagement,
Vergabe- und Auftragswesen sowie

Beteiligungsmanagement

nicht geprift.





Zusammenfassung der wesentlichen Priifungsfeststellun-
gen

e Die Haushalts- und Finanzlage der Stadt ist seit Jahren trotz Umset-

zung umfangreicher Konso!idi_erungsmaf&nahmen stark angespannt. Pkt 1.1
« Der 1. Nachtrag 2008 und die Finanzplanung sind im VerwH

unausgeglichen. Pkt. 1.1
« Im gesamten Erhebungszeitraum hat die Stadt im VerwH keine freien

Mittel zur Finanzierung von Investitionen bzw. zur Rilcklagenbildung

erwirtschaftet. Pkt.
1.1.1.1

« Die Schulden der Stadt je Einwohner liegen deutlich Uber dem
L.andesdurchschnitt. Pkt
11.2

« Durch eine zeitnahe Liquiditatsplanung schrankt die Stadt die Aut-
nahme von Kassenkrediten auf das unbedingt nétige MaR ein. Das
fuhrt zu niedrigeren Zinsausgaben. Pkt.
1.2.2
« FUr die kostenrechnenden Einrichtungen Stadtbibliothek, Tierpark
und Mérkte sind die Abschreibungen und die Verzinsung des

Aniagenkapitals nicht im Haushalt veranschlagt worden. Pkt. 4
« Eine Kalkulation zur Ermittlung der Gebilhren der Stadtbibliothek
konnte dem LRH nicht vorgelegt werden. Pkt 4.1

o Die Eintrittsgelder flr den Tierpark missten stark erhéht werden,

damit kostendeckend gearbeitet werden kann. Eine Kalkulation

der Hohe der Beitrage wurde nicht vorgenommen. Pkt. 4.2
« Die Kalkulation der Friedhofsgebihren entspricht den Anforde-

rungen des § 5 KAG, sie ist umfassend und nachvoliziehbar. Pkt. 4.5
« Die Zuschusse an Vereine orientierten sich nicht an deren Einnahmen

und Ausgaben laut Verwendungsnachweis. Pkt. 6.1
« Die Stadt hat sich bei der Forderung der Vereine zumeist flr eine

Volifinanzierung entschieden und damit gegen den Grundsatz

der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit verstofien. Pkt. 5.2
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1.1

Priiffungsergebnisse

Haushalts- und Finanzwirtschaft

Haushalts- und Finanzlage
Die Entwicklung des Haushaltes in den Jahren 2005 bis 2008 in der Durchfiihrung

(Jahresergebnis), der Haushaltsplan und der 1. Nachtrag 2009 sowie die zukinfti-
ge Entwicklung bis zum HHJ 2017 (erweiterte Finanzplanung) sind in der Anlage 2
aufgezeigt.

Im Uberblick stellt sich die Entwicklung des Haushaltsvolumens bis zum Jahr 2009
wie foigt dar (siehe auch Anlage 1):

Waerle in Mio, Eurg

2005 2006 2007 2008 2009
RE RE RE RE 1. NT
GesamtH Einnahmen 35,8 381 40,1 48,3 41,7
GesamtH Ausgaben 37,4 37,4 40,1 49,0 51,9
Fehlbetrag -1,6 -2,3 0 - 0,7 -10,2
VerwH Einnahmen 30,4 29.8 35,2 35,1 354
dar.:
Gr. 00 - 03 (Steuern) 10,3 11,3 12,0 13,0 12,7
Gr. 04/17 (Zuweisun-
gen) 12,3 12,8 14,0 16,1 15,5
Gr. 05 (Zuweisungen
aus d. Ausgleichsstock) 0 0 3.3 4] 4]
VerwH Ausgaben 32,0 321 35,2 35,8 456
Fehlbetrag - 1,6 -2,3 0 -0,7 -10,2
VermH Einnahmen 54 53 4,9 13,2 6,3
dar..
Gr. 36 (Zuweisungen) 3.7 3.4 4.1 4.1 4.5
Gr. 37 (Kredite*) 0,1 0,1 0 82 0
VermH Ausgaben 5.4 5,3 4,9 13,2 6,3

* ohne Umschuldung

Die Haushalts- und Finanziage der Stadt ist seit Jahren trotz Umsetzung umfang-
reicher Konsolidierungsmafnahmen stark angespannt,

Im Verwaltungshaushalt weisen die Jahresabschlisse der Haushaltsjahre 2003 bis
2006 und 2008 Fehlbetrage aus.

Der Haushaltsplan und der 1. Nachtragshaushalt 2009 sind ebenfaills unausgegli-
chen.





Der Vermégenshaushalt ist sowoh! in den Rechnungsergebnissen der HHJ 2006
bis 2008 als auch in der Planung bis zum Jahr 2012 ausgeglichen.

1.1.1 Leistungskraft des Haushaltes

1,1.1.1 Zufiihrung zum Vermégenshaushalt/ Netto-investitionsrate
Die Leistungskraft des Haushaltes bemisst sich in erster Linie danach, inwieweit

die Stadt in der Lage ist, (ber die gesetziich vorgeschriebene Pflichtzuflhrung
(§ 22 Abs. 1 Satz 2 GemHVO) hinaus, dem VermH Mittel zur Finanzierung von In-
vestitionen bzw. zur Ansammiung von Ricklagen zuzufithren.

Die Stadt weist in den Jahren 2005 bis 2008 jeweils Zufihrungen vom VerwH an
den VermH aus, die niedriger als die Pfiichtzufihrung in Hohe der tatséchlichen
Tilgung sind. Das ist durch das Vorliegen von Ersatzdeckungsmitteln {(Einnahmen
aus der Verauflerung von Anlagevermdégen, Einnahmen aus Beitragen und ahnli-
chen Entgelten) begrindet.

im gesamten Erhebungszeitraum konnte die Stadt aufgrund erheblicher Fehlbe-
trage im VerwH die Zuflihrung an den Vermt nicht tatsachlich erwirtschaften.

Eine Netto-Investitionsrate ergibt sich somit in diesen Jahren nicht, Erforder-
liche investitionen konnen daher nur noch durch Zuweisungen und Zu-

schiisse Dritter bzw. Kreditaufnahmen finanziert werden,

Der im VermH im HHJ 2005 erwirtschaftete Uberschuss i. H. v, 143 T€ wurde gem.
§ 22 Abs. 2 GemHVO zur Minderung des Soll- Fehlbetrages des VerwH einge-
setzt.

Entgegen § 22 Abs 2 GemHVO wurden die Uberschisse des VermH der Jahre
2007 und 2008 nicht zur Reduzierung des Fehibetrages des VerwH genutzt son-
dern der Rucklage zugefihrt.

(Das RPA der Stadt hat dies in seinen Berichten zur Priifung der Jahresrechnung
2007 und 2008 beméngelt.)

1.1.1.2 Entwicklung des Verwaltungshaushaltes
Die Stadt hat die Haushalte 2003 bis 20086 und 2008 in den Einnahmen und Aus-

gaben unausgeglichen abgeschiossen.
Sie hat entsprechend § 23 GemHVO die Abdeckung der Fehlbetrage jeweils im
zweiten dem Haushaltsjahr folgenden Jahr veranschiagt.





Fine tatséchliche Abdeckung von Fehlbetrdgen aus Vorjahren erfoigte jedoch nur
im Jahr 2007.

Angaben in TEUR

HH.J 2003 2004 2005 20086 2007 2008
Fehibetrag it 1.091,8 | 62138 | 1.50386 | 2.276,8 0 726,7
Jahresrechnung ‘
dar.; Deckung ' 0 0 3.329,8 0
Fehlbetrag aus

Vij.

Zum teilweisen Ausgleich der Fehlbetrage der HHJ 2003 und 2004 erhielt die
Stadt mit Bescheid vom 1. Dezember 2007 vom M! eine Bedarfszuweisung gem.
§ 12 FAG in Hohe von 3.328,4 T€.

Eine weitere Bedarfszuwelsung (zum Ausgleich des Fehlbetrages 2005) hat die
Stadt im September 2008 beantragt. Bis zum Ende der Grtlichen Erhebungen hatte
das Innenministerium noch nicht Uber diesen Antrag entschieden.

Der aktuelle Stand hinsichtlich dieses Antrages und ggf. weiterer gesteliter
Antriige ist dem Landesrechnungshof in der Stellungnahme zu diesem Prif-
bericht mitzuteilen.

Der 1. Nachtrag fiir das Jahr 2009 und der Finanzplan sind unausgeglichen.
GemaR § 156 Abs. 3 GO LSA ist die Stadt verpflichtet, den Haushalt in jedem
Haushalisjahr in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen. Die gleiche Pflicht be-
steht gemdR § 24 Abs. 3 GemHVO fir den Finanzplan.

Sofern der Haushaltsausgleich nicht erreicht wird, ist der Haushaltssatzung gemafs
§ 158 Abs 3 GO LSA i V. m. § 2 Abs. 2 Nr. 7 GemHVO ein verbindliches Haus-
haltskonsolidierungskonzept (HKK) beizufugen. Dabei sind die Malnahmen dar-
zustellen, durch die der ausgewiesene Fehlbetrag abgebaut und das Entstehen
eines neuen Fehlbetrages in kinftigen Jahren vermieden werden soll.

Die Stadt ist dieser Forderung nachgekommen.

Erstmalig erarbeitete die Stadt fir das HHJ 2003 ein HKK. Es wurde durch die
Stadt sténdig fortgeschrieben und durch weitere Konsolidierungsmafinahmen er-
génzt.

Entsprechend dem mit dem 1. Nachtragshaushaltsplan 2009 vorgelegten Finanz-
plan und unter Berlicksichtigung der mit dem 1. Nachtrag des HKK 2009 bis 2017
beschlossenen Mainahmen soli die vollstandige Deckung der zu erwartenden
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Fehlbetrage aus den Vorjahren bis zum HHJ 2017 erreicht werden (siehe auch
Aniage 2).

Das Ausgabevolumen des VerwH (ohne UGr. 893/894} stieg im Priffungszeitraum
von 32,0 Mio. EUR (RE 2008) um 11,2 v. H. auf 35,8 Mio. EUR (RE 2008) an (sie-
he Aniage 1).

Die Einnahmen des VerwH haben sich von 30,4 Mio. EUR (RE 2005} um 16,4 v.
H. auf 35,4 Mio. EUR (RE 2008) erhoht.

Maupteinnahmepositionen der Stadt sind die Steuereinnahmen (Gr. 00 bis 03)
und die allgemeinen Zuweisungen (Gr. 04).

Die Steuereinnahmen entwickelten sich im Ergebnis der Haushaltsjahre 2005 bis
2008 wie foigt (siehe auch Aniage 3a):
Angaben in 1.000 Eurc

HHJ 2005 2006 2007 2008

Steuern gesamt 10.284.9 11,2885 12.046,1 12.963,4

Fur das Jahr 2009 hat die Stadt im 1. Nachtrag Steuereinnahmen i. H. v. 12.702,9
T€ veranschlagt.

Die Entwicklung der Realsteuerhebesétze ist der Anlage 3b zu entnehmen.

Im HHJ 2008 lagen die Hebesatze fur die Grundsteuer B und die Gewerbesteuer
deutlich (ber dem Durchschnitt des Landes Sachsen- Anhalt, bei der Grundsteuer
A hingegen unter dem Landesdurchschnitt,

Der Stadtrat hat am 22. Oktober 2009 die Erhthung der Hebesatze ab dem HHJ
2010 beschlossen. Die Satzung Uber die Festsetzung der Realsteuerhebesatze fur
die Grund- und Gewerbesteuer in der Stadt Kéthen (Anhalt) wurde am 20. No-
vember 2009 im Amtsblatt verdffentlicht.

Neben den Steuereinnahmen wichtigste Einnahmeposition der Stadt sind die all-
gemeinen Zuweisungen. Sie stiegen seit dem Jahr 2008, wie nachfolgend darge-
stellt, kontinuierlich an:

HHJ 2005 2006 2007 2008

Betrag (in 1.000 Euro) 9.544,6 10.082,2 11.324,0 11.402,5

im 1. Nachtrag 2009 hat die Stadt Einnahmen aus aligemeinen Zuweisungen i, H.
v. 11.441,4 T€ veranschiagt.
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1.1.1.3 Entwicklung des Vermdgenshaushaltes

Das Volumen des VermH ist im Zeitraum von 2005 bis 2007 nur geringen Schwan-
kungen unterworfen (siche Anlage 1). Es sank von 5,4 Mio. Euro im HHJ 2005 auf
4,9 Mio. Euro im HHJ 2007. Der starke Anstieg im HHJ 2008 resultiert aus einer
Kreditaufnahme i. M. v. 8,2 Mio. Euro zur Begleichung einer Blrgschaftsforderung
(siehe Punkt 1.1.2).
Im 1. Nachtrag 2008 hat die Stadt fur den VermH 6,3 Mio. EUR veranschiagt.

Die einzelnen Einnahmepositionen der Stadt haben im Jahr 2008 folgende prozen-

tuale Anteile an den Gesamteinnahmen des VermH i. H. v. 13,2 Mio. Euro.

~  Kreditaufnahme (ohne Umschuldung)

- Zuweisungen und Zuschusse flr investitionen

—~ Veraullerung von Anlagevermdgen

~  ZufGhrung vom VerwH

- Beitrage u. & Entgelie

62,2 v. H.

30,8 v.
4.2V,
2,1 v.
0,7 v.

T

Die Betrachtung der Haupteinnahmepositionen im Zeitraum von 2005 bis 2012

ergibt folgendes Bild:

Werte in Mio. Euro

Zufohrung| Entnahme | VerauRerung | Beitrage | Zuweisungen/ | Kredite
vom aus Ruck- von Anlage- u. & ZusghUsse far

VerwH | lagen vermigen Entgelte | Investitionen i
2005 RE 0,5 0 0,7 0.4 3,7 0.1
2006 RE 086 0,5 0,3 0,3 3.4 0,1
2007 RE 0.5 0.2 02 4,1 0
2008 RE 0.3 0.6 0,1 4,1 8,2
2009 1. NT 0,7 06 0.5 4,5 0
2010 FiPI 0,9 02 0,2 0,4 58 0,4
2011 FiPl 0,9 0 0 0,2 5,2 0
2012 FiPi 1,0 0 0,1 0,2 46 0

Die Ausgabenentwickiung ist in Anlage 1 dargestellt.

Bezogen auf die Gesamtausgaben des VermH und die Einwohnerzahl wird sich

das Investitionsvermégen der Stadt im Zeitraum 2005 bis 2012, wie nachfolgend

dargestellt, entwickeln:
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Werte in Mio. Euro

2005 | 2006 | 2007 | 2008 | 2008 | 2010 | 2011 | 2012
RE RE RE RE HPi | FiP[ | FiPl | FiPl

Ausgaben VermH 5.4 53 49 | 13,2 6,3 7.9 6,4 59
gesamt”

Ausgaben fiir In- 4.4 3,8 3,0 3,9 5.1 6,3 5,5 4,9
vestitionen?

Anteil an Ausgaben | 81,5 71,7 | 796 1 295 | 81,0 | 79,7 | 859 | 830
VermH {v. H.)

investitionsaus- 145 € | 127 € | 133 € (135 €
gaben pro EW ¥

1)  ohne Umschuldung

2)  Summe der Ausgaben der UGr. 830, 932, 935 und der Gr. 94 - 86

3) Einwohner it. Statistisches Landesamt per 30.06. des Jahres
fnvestitionsschwerpunkt war und ist der Einzelplan 6 (Bau- und Wohnungswesen),
hier vor allem die Bereiche der Stadtebaufichen Sanierungs- und Entwickiungs-
maflnahmen und der StraRenbau. Die MaBnahmen wurden und werden im We-
sentlichen durch Férdermittel und Investitionshilfe, ergénzt durch Eigenmittel, fi-

nanziert.

Riicklagen- und Kreditwirtschaft, Biirgschaft
Aligemeine Riicklage

Die Entwicklung der Allgemeinen Rucklage im Zeitraum von 2005 bis 2012 ist aus
der Anlage 4 ersichtlich.

Per 31. Dezember 2008 weist die Stadt einen Bestand von 885,2 T€ aus. Dieser
ist jedoch nicht mehr als Geldaniage vorhanden, sondern eine rein rechnerische
Grole.

In der Finanzplanung bis zum Jahr 2012 sind aufgrund der Fehlbetrage im VerwH
keine ZufUhrungen an die Ricklage vorgesehen.

Fiir kiinftige investitionen stehen keine eigenen Mittel aus der Riicklage zur
Verfiligung.

Verschuldung der Stadt

In den Jahren 2005 bis 2008 hat die Stadt insgesamt Kredite i. H. v. 8,4 Mio. Euro
aufgenommen (siehe Anlage §).

Zum 31. Dezember 2008 haite die Verschuldung der Stadt eine Hohe von 37,5
Mio. Euro erreicht. Dies entspricht einer Verschuldung von 1.294 Euro je Einwoh-
ner. Damit liegt die Stadt deutlich (iber dem Landesdurchschnitt aller kreisangehd-
rigen Gemeinden (838 €/EW).





1.2
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Burgschaftsinanspruchnahme

Die Stadt Gbernahm Im Jahr 1993 eine Ausfallblrgschaft in Hohe von 18.000 TDM
fur die Aufbaugeselischaft fur Kéthen GmbH & Co. KG Quartier Kleine Wallstrafte.
Im Juni 1999 wurde diese Blirgschaft mit einer Restschuld in Hohe von 16.770
TOM (8.574,4 T€) zur Kreissparkasse Kothen (jetzt Kreissparkasse Anhalt-
Bitterfeld) umgeschuidet. '

Am 26. Juni 2008 stelite die Aufbaugeselischaft fur Kothen GmbH & Co. KG Quar-
tier Kleine Wallstrae einen Insolvenzantrag beim zustandigen Amtsgericht. Das
insolvenzverfahren wurde mit Beschiuss des Amtsgerichtes Dessau-Rof3lau vom
12. September 2008 eréffnet.

Mit Schreiben vom 16. September 2008 teilte die Kreissparkasse der Stadt mit,
dass sie aus der Blrgschaft in Anspruch genommen wird.

Zur Begieichung der Forderung aus der Birgschaft nahm die Stadt am
05. Novernber 2008 ein Darlehen i. H. v. 8.239.058,25 EUR auf,

Die dazu erforderliche kommunalaufsichtliche Genehmigung lag vor.

Durch die inanspruchnahme aus der Biirgschaft hat sich allein im Jahr 2008
die Verschuldung der Stadt um mehr als 25 v. H. erh&ht. Die Stadt wird durch

Tilgung und Zinsen zusétzlich belastet.

Haushaltsausfiihrung

Bildung von Haushaltsausgaberesten (HAR)
in den Jahren 2005 bis 2008 bildete die Stadt folgende HAR:

Werte in EURO 2005 2006 2007 ‘ 2008 ‘
HAR VerwH
vom Vorjahr Ubernomrmen 156.660 258.431 1 204,086 41,488
daraufim Ifd. Jahr angeordnet 128.499 179.733 187.974 39.699
davon in Abgang gestelit 58.161]  78.698 16.112 1.790
im Ifd. Jahr neu gebildet 258.431 204.086 41.488 55.216
Anteil an den Ausg. VerwH  (v.H.) 0.8 06 0.1 0.1
HAR VermH T

vom Vorjahr Ubernommen 1.622.277 T1371.689| 1.310.086 779.934
darauf im 1fd. Jahr angeordnet 1.345.374 777.283 803.306] 662.830
davon in Abgang gestelit 107004 73.548|  223.474 53.867
davon ins Folgejahr ibernommen 69.879 281.148 193.306 63.237
im ifd. Jahr neu gebiidet T065110]  1.026.038] 586.628| 41 8.497
Anteil an den Ausgaben VermH  (v.H.) 18,7 19,6 11,9 3.2J
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Die Beantragung und Genehmigung zur Bildung von HAR wird vom RPA der Stadt
im begleitenden Verfahren geprift.

Bei der Bildung der HAR wurden die Festlegungen des § 19 GemHVO im We-
sentlichen beachtet.

Kassenkredite
Die Stadt kann seit dem Jahr 2005 ihre Liquiditat nur durch die Inanspruchnahme

von Kassenkrediten sichern. Die dafir erforderiichen Zinszahlungen belasten den
Haushalt der Stadt zusétzlich.

Um diese Belastung moglichst gering zu halten, erfolgt eine wochentliche Liguidi-
tatsplanung. Auf deren Grundlage werden die Kassenkredite als Festkredite nur in
der aktuell bendtigten Héhe und mit meist sehr kurzen Laufzeiten aufgenommen,

Das fihrt zu niedrigeren Zinsausgaben.

Im Zeitraum von 2005 bis 2008 entwickelte sich die Inanspruchnahme der Kas-

senkredite folgendermalien:
Werte in 1.000 Euro

HHJ 2005 2006 2007 2008 2009
Mochstbetrag It Haushalts- i 10.000 | 15.000 | 15.000 15.000 | 15.000
satzung
Inanspruchnahme 7.300 9.600 6.700 7.750 8.060*
per 31.12
Anteil an Gesamtausgaben 22,8 29.9 19,1 21,6
VerwH fv. H)
Kassenkreditzinsen 70,3 196,7 355,1 283,3

* Stand der Inanspruchnahme: 18.11.2009

Haushaltskonsolidierung

Die Stadt hat ihre Haushaltswirtschaft so zu planen und zu fthren, dass die stetige
Erfullung inrer Aufgaben gesichert ist (§ 90 Abs. 1 Satz 1 GO |.8A). Hierzu ist der
Haushalt in jedem Jahr in Einnahmen und Ausgaben auszugieichen (§ 90 Abs. 3
GO LSA) Dies trifft auch auf den Finanzplan (§ 24 Abs. 3 GemHVQ) zu.

Kann der Haushaltsaugleich nicht erreicht werden, ist ein Haushaltskonsolidie-
rungskonzept (HKK) aufzustellen (§ 92 Abs. 3 GO LSA). Hinweise zur Sicherstel-
lung von HKK hat das Ministerium des innern (M!) mit RAEr. vom 29.09.2004 ge-
geben. Diese Hinweise binden die Kommunen zwar nicht unmittelbar. Sie sind je-
doch als Mandlungsanweisung an die Kommunalaufsichtbehdrden fGr diese ver-
hindlich. Die Kommunen, die diese Hinweise beachten, kénnen daher davon aus-
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gehen, dass die beschlossenen Haushaltssatzungen mit den HKK nicht beanstan-
det werden.

Ein Haushaltsausgieich' im Verwaitungshaushalt erreicht die Stadt mit dem
1. Nachtrag 2009 zum Haushaltsplan nicht. Sie ist deshalb in der Pflicht, den Pro-
zess der Haushaitskonsolidierung konsequent fortzusetzen.

Der Landesrechnungshof hilt es fir erforderlich, bei der Aufstellung des
Haushaitskonsolidierungskonzeptes 2010 die Hinweise des Ml zur Haus-
haitskonsolidierung umfassend zu beachten.

Organisation der Verwaltung

Hauptsatzung

Der Stadtrat beschloss die Hauptsatzung in der zur Zeit glltigen Fassung am
29.10.2002.

Die Kommunalaufsicht genehmigte die 1. bis 5. Anderung der Hauptsatzung, letz-
tere am 01.06.2005.

Im § 4 werden &ffentliche Bekanntmachungen geregelt:

Satzungen, Verordnungen, Bekanntmachungen und Beschliisse werden im Amts-
blatt der Stadt Kéthen oder ggf. im Anzeigenteil der Mitteideutschen Zeitung", Lo-
kalausgabe Kothen vertffentlicht.

Zeit, Ort und Tagungsordnung des Stadtrates, der Ausschisse und der Ortschafts-

rate sind ebenfalls geregelt.

§ 12 - Ausschiisse des Stadtrates

Der Stadtrat bildete folgende sténdige, beschlieBende Ausschisse:
- Hauptausschuss,

- Bau- und Umweltausschuss,

- Sanierungsausschuss,

- Heimausschuss

Die Zustandigkeiten des Stadtrates, des Oberblrgermeisters und des Hauptaus-
schusses sind in den §§ 5, 9 und 12 geregelt.
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Der LRH bemangelt lediglich die ungenaue Formulierung bei den Zusténdigkeiten
des Hauptausschusses und des Oberburgermeisters hinsichtlich des § 44, Abs. 3
GO LSA, da es zur Uberschneidung kommt.

Der Oberbiirgermeister ist zusténdig fir Rechtsgeschéfte bis 30.000 € und der
Hauptausschuss ist zusténdig fir Rechtsgeschéfte bis 100.000 €.

Die Stadt solite hier eine eindeutige Formulierung wahien.

Der Landesrechnungshof weist darauf hin, dass fiir den Heimausschuss in
der Hauptsatzung keine Zustindigkeiten genannt sind. Diese sind lediglich
in der Eigenbetriebssatzung bestimmt.

Allgemeine Dienst- und Geschiftsanweisung (AGA)
Die AGA trat am 30.04.1993 in Kraft. Die 1. Anderung erfolgte am 27.11.2003,

die 2. Anderung am 25.07.05, die 3. Anderung am 26.06.2006 und die 4. Ande-
rung am 30.04.2000.

Die AGA ist fir alle Bediensteten der Stadtverwaltung verbindlich und kann wie
auch alle anderen glltigen Dienstanweisungen mittels PC gingesehen werden.

GemaR Pkt. 3.2.1 verfugt die Stadt Gber folgende Organisationsplane:
- Aufgabengliederungsplan
- Verwaltungsgliederungsplan

1

Dezernatsverteilungsplan

Arbeitsverteilungsplan

Stellenplan und

Aktenplan

Der Landesrechnungshof stellte fest, dass der Aufgabengliederungsplan, der Stel-
lenplan und Aktenplan vorhanden waren. Der Verwaltungsgliederungs- und De-
zernatsverteilungsplan ist in Form eines Organigramms zusammengefasst. Der
Arbeitsverteilungsplan wird gegenwdrtig in Vorbereitung zur Einfuhrung der Doppik
als Produktplan neu erstelit.

Trotz mehrerer Anderungen der AGA blieben die abweichenden Benennungen der
Organisationspléne unberlicksichtigt.
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Die Stadt sollte in ihrer AGA die entsprechenden aktuellen Bezeichnungen

der Organisationspline aufnehmen,

Verwatltungsgliederung
Derm LRH wurden Organigramme ab Oktober 2005 bis 2009 tbergeben. Der Auf-

bau der Verwaltung hat sich in den Jahren nicht veréndert. Es existieren
2 Dezernate und der Bereich des Oberblrgermeisters.

Dem Oberblrgermeister sind direkt unterstelit:

Wirtschaftsférderung,

Haupt- und Personalamf,

13

Rechnungsprufungsamt, Ratsburo,

Kammerei und

T

1

Personalirat

1

Ratsbiiro.
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Personalwesen

Entwicklung der Personalausgaben nach Rechnungsergebnis

Die Stadt hat fir das Haushaltsjahr 2009 in ihrem Haushaltsplan 13,8 Mio Euro als
Personalausgaben eingestelit.

Die Entwicklung der Personaiaus@aben ab dem Haushaltsjahr 2007 ist in nachfol~
gender Ubersicht dargesteilt.

Entwicklung der Personatausgaben (RE) in Euro im Zeitvergleich

Veranderungen Verdnderungen
2007 - 2008 2007 - 2008

HGr 4 Personalausgaben RE 2007 RE 2008 in Euro in v.H. HPI, 2009
Gr. 40 Aufw. f. ehrenamtl,
Tatigkeit 118.719 116.868 -1.881 -1,66 126.800
Gr. 41 Dienstbezige u. dgl. 8.320.244 10.451.408 1.131.164 12,14 11.053.244
Gr. 42, 43 Versorgung 623.260 578.586 -44.674 -717 600.333
Gr. 44 Beitrdge zur geselz!,
Soziaivers. 1.765.124  1.861.736 96.612 5,47 2.016.173
Gr. 45 Beihilfen und Unterstltz, 378 2.200
Gr. 46 Personalnebenkosten 11.822 9.332 -2.480 -21,06 16.600
Summe Personalausgaben 41.839.469 13.018.308 1.179.139 9,96 13.814.350
EW , jewells 30.06. 20.415 26,968 28.818
in Euro je EW 4032 449 47 11,66 478
Gesamtausgaben VwH 35.154.780 35.845.898 691.11¢ 1,87 45.643.814
Anteil am Vwh 33,68 36,32 264 30,27

£W fir 2009: Stand 31.12.2008

Die Personalausgaben haben sich seit 2007 um rd. 1,9 Mio Euro erhoht. Dies re-
sultiert unter anderem aus der Ost-West-Angleichung per 01.07.2007 von 95,5 auf
97 %, dem Leistungsentgelt, dass geméaf des TVED an die Beschaftigten zu zah-
len war, aus zuséatziichen finanziellen Mitteln fUr Abfindungszahlungen, aus der
vom Land beschlossenen Einmalzahlung fir Beamte, aus der Steigerung der Ta-
bellenentgelte zum 01, April 2008, die im Jahr 2009 vorgesehenen Tarifsteigerun-
gen um 2,8 % und die Einmalzahlungen je Beschéftigten in Hohe von 225,00 Euro.
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Personalausstattung gemif der drtiichen Stellenpléne

Der Stellenplan 2009 weist fiir die Kernverwaltung und die nachgeordneten Ein-
richtungen insgesamt 283,23 Stellen aus, davon sind 11 Beamtenstellen {inkl.
Oberblrgermeister). Der Antell der Beamtenstellen betragt im Verhélinis zu den
Gesamtstelien 3,88 v. H. Die Ausweisung der Stellen nach Entgeltgruppen erfolgt
erstmalig im Stellenplan 2008.

in der nachfolgenden Ubersicht ist die Stellenentwickiung im Zeitvergleich darge-
stellt.

Verdnderung
Jahr 2007 2008 2009 2007 - 2009
Stelten i. Stellenplan 277,68 286,28 283,23 5,58

Wie aus der Tabelle zu ersehen ist, stieg in dem Zeitraum 2007 bis 2008 die Stel-
lenanzah! um 8,6 Stellen an.

Die Stadt hatte bis zum Jahr 2007 die Stellen der Beschaftigten, die sich in der
Freistellungsphase ihrer Altersteilzeit befanden, nicht im Stellenplan dargestellt.
Erst 2008 wurden diese Stellen wieder in den Stellenplan integriert, nachdem die
Stadt von der Kommunalaufsicht aufgefordert wurde, die Altersteilzeitstellen ge-
mak der Rundverfugung des Landesverwaltungsamtes vom 26. November 2004
solange in den Stellenplénen zu fUhren, bis die Freistellungsphase beendet ist.

im Haushaltsjahr 2009 ist gegenlber 2008 eine Reduzierung von 3,05 Stellen zu
verzeichnen. Es sind Altersteilzeitstellen, die nach Beendigung der Freistellungs-
phase endgiiltiy weggefalien sind.

Aus den Stellenplénen waren die Anzahl der Stellen von Beschaftigien zu erse-
hen, die aufgrund ihrer bereits abgeschlossenen Altersteilzeitvertrdge in den
kommenden Jahren aus der Verwaltung ausscheiden werden.

Bis zum Jahr 2020 werden danach 61 Beschaftigte ausscheiden.

Weitere Beschéftigte werden bis 2020 durch Erreichen der Altersgrenze aus dem
Arbeitsverhaltnis ausscheiden. Nach dem derzeitigen Stand handelt es sich um
112 Stellen.
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Die Stadt beabsichtigt, den Uberwiegenden Teil der weggefallenen Stellen nicht
wieder zu besetzen. In den Fillen, In dem qualifizierter Ersatz notwendig ist, priift
die Stadt zum einen Méglichkeiten der internen Besetzung und zum anderen trifft
sie eine externe Auswahl.

Personalentwicklungskonzept

Die Stadt steht vor der Aufgabe, mit weniger Personal ihr Leistungsniveau mindes-
tens zu halten und sich an neue Anforderungen der Aufgabenerfillung anzupas-
sen, die sich z. B. aus der Einfihrung der Doppik ergeben.

Deshalb erarbeitete sie hereits Ende des Jahres 2001 ein Personalentwickiungs-
konzept, dass jghrlich fortgefuhrt wurde.

7unachst erstelite die Stadt eine Bestandsaufnahme und entwickeite daraus Hand-
lungsstrategien fir die zukunftige Personalbedarfsplanung.

Wichtige Aspekte der Personalbeschaffung wurden behandelt, wie z.B.

- Personalauswahimethoden,

- Aus- und Fortbildung und

. Fiihrungskréaftequatifikation.

Die Tatsache, dass in den nachsten Jahren im Bereich der Fuhrungskrafte der
Kernverwaltung ca. 7 Stellen durch Ausscheiden frei werden, macht eine langfris-
tige Vorbereitung geeigneter Mitarbeiter zur Ubernahme solcher Aufgaben erfor-
derlich.

Zur Realisierung dieser Nachbesetzungen ist ein Nachwuchsfihrungskraftepool
gebildet worden. Die derzeit darin enthaltenen 10 Mitarbeiter werden fur die Aus-
lbung der Flhrungspositionen im Wege der Nachwuchsfuhrungskraftequalifikation
befahigt.

Ebenso wichtig ist die Qualifikation der Mitarbeiter. Zur Zeit haben etwa 102 Be-
schaftigte thre Ausbildung in A I-, A Il - Lehrgangen, als Diplomkommunalwirt, als
Diplom-Verwaltungswirt (FH), als Verwaltungsfachangestellte u.a. abgeschiossen.

Jungen Menschen wird die Chance gegeben, bei der Stadt eine Ausbildung zu ab-
solvieren, In jedem Jahr wurden drei Auszubildende eingestellt und zum Verwal-
tungsfachangesteliten ausgebildet. Dies soll auch in Zukunft so fortgeftihrt werden,
Trotz erheblicher Sparmafinahmen stelite die Staadt Uberlegungen hinsichtiich der
Ubernahme von Auszubildenden an und rdumte diesen, in Abhéngigkeit des er-
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reichten Ausbildungsziels, die Moglichkeit auf unbefristete, befristete Einsteflung
fur 2 Jahre und befristete Einstellung fir 1 Jahr ein. Bei schlechteren Gesamtieis-
tungen als ,,befriedigend‘l‘mcder-Prufungswiederholem ist keine Einsteliung vorge-
sehen.

Die Stadt kann durch die Ubernahme von qualitativ sehr gut ausgebildeten Perso-
nal ihre altersbedingten Abgange . teilweise ausgleichen, um mittel- und langfristig
leistungsfahig zu bleiben.

Fur den Bereich der Kraftfahrer, Hausmeister, Bauhandwerker und Facharbeiter
Werkstatt strebt die Stadt - bis auf die Erledigung von Kernaufgaben - die Privati-
sierung an. Flr den Einsatz der Hausmelster wurde ein umfangreiches Konzept
grarbeitet, dass im Marz 2010 umgesetzt werden soll.

Weiterhin gibt es ein Konzept zur ,Entwickiung des Baubetriebshofes und zur Pri-

vatisierung von Aufgaben”.

Die Stadtverwaltung schéafzt ein, dass die Personalentwicklung noch Fragen offen
lasst, da nicht alie zukUnftigen Entwicklungen vorausgesagt werden kénnen.

Auch durch die Einfithrung der Doppik und der sich daraus ergebenden etwaigen
Strukturveranderungen ergeben sich bei der Entwicklung zahireiche unbekannte

Aspekte.

Beziiglich der qualitativen Weiterentwickiung des Personalentwicklungskon-
zeptes verweist der Landesrechnungshof auf seine Empfehlungen im Pri-
fungsbericht vom 23.09.2009 zur durchgefiihrten Personalpriffung.
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4 Kostenrechnende Einrichtungen
Gemafl § 12 Abs. 1 GemHVO sind Kostenrechnende Einrichtungen solche kom-

munalen Einrichtungen, die in der Regel aus Entgelten finanziert werden.
Fur sie sind im Haushalt
- angemessene Abschreibungen und

- eine angemessene Verzinsung des Anlagekapitals

zu veranschiagen.

Die Stadt fihrt
+ die Stadtbibliothek,
+ den Tierpark,
« die Strallenreinigung / Winterdienst,
¢ die Markte und
¢ den Friedhof

als kostenrechnende Einrichtungen.

Die Abschreibungen und die Verzinsung des Anlagenkapitals wurden nur bei der

StraRenreinigung und beim Friedhof im Haushatt veranschiagt.

Die Stadt hat die haushaltsrechtlichen Vorschriften gemad § 12, 39 Abs. 2 und
44 Abs. 1 GemHVO - Kameralistik - i. V. m. den VV-GemHVO einzuhalten.

41 Stadtbibliothek - HSt 35200
Die Stadtbibliothek wird nach der Benutzungs- und Gebuhrenordnung der Stadt

Kéthen (Anhalt) vom 01.02.2002 bewirtschaftet. Die Hohe der Geblhren be-
schioss der Stadtrat in seinen Sitzungen am 12.07.2001 und 22.11.2001.

Eine Kalkulation zur Ermittiung der Gebihren wurde dem LRH nicht vorgelegt.

Aus der nachfolgenden Tabelle sind die Einnahmen, Ausgaben, die Heéhe der Zu-
schusse und die Ausgabendeckungen der einzeinen Haushaltsjahre ersichtlich.

in EURQ RE 2006 RE 2007 RE 2008 HP1, 2009
Einnahmen gesamt 23.416 22.897 22.308 25.800
dar. 11010 Gebhren aus Internetnut-
zung 18 870 317 800
11020 Benutzungsgebihren 13,714 12.468 11.288 12.000
Ausgaben gesamt 301431 322.658 333.256 3569.367
Ausgabendeckung in v.H. 7.8 7.1 6,7 7.2
ZUSEhUSS 278.015 289,761 310.948 333.467
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Charakteristisch fir die Jahre 20086 bis 2009 ist, dass
- die Einnahmen rlckiaufig waren und

Bei der Planung der Einnahmen flr 2009 orientierte sich die Stadt an den einzel-
nen Einnahmepaositionen des Rechnungsergebnisses des Jahres 2007.

Die in obiger Aufsteliung angeflihrten Héhen der Gebilhren flr internetnutzung
und Benutzungsgebhren verringerten sich in dem Zeitraum von 2006 bis 2008.
Dies resultiert zum einen aus der Zunahme von privaten Internetanschiissen und
zum anderen aus dem Zuwachs an Nutzungsermaligungen.

Der Anstieg der Ausgaben resuitiert vor allem aus den erhdhten Personalausga-
ben und Bewirtschaftungskosten.

Fiir den Bereich der Stadtbibliothek sollte die Stadt eine Gebiihrenkalkuiati-
on gem. § 5 KAG erarbeiten, um auf dieser Grundlage iiber die Hohe der Nut-
zungsgehilhren neu zu entscheiden.

Tierpark - HSt 59000
Fir die Benutzung des Tierparks gilt die Satzung dber die Gemeinnditzigkeit des

Heimattierparkes Kéthen (Anhalt) vom 01.02.2003 und die Gehiihrensatzung fur
die Benutzung des Tierparkes vom 05.03.2009. Die Héhe der Geblhren beschloss
der Stadtrat in seiner Sitzung am 26.02.2009. Diese wurden nicht durch eine Kal-

kulation ermitielt,

Nachfolgende Ubersicht gibt Auskunft Ober die Einnahmen und Ausgaben, die Ho-
he der Zuschiisse und die Ausgabendeckung.

Die erhdhten Ausgaben ab dem Jahr 2006 entstanden vor allem aus den vermehr-
ten innerbetrieblichen Verrechnungen des Fuhrparkes, des Betriebshofes, der
Park- und Gartenanlagen, der Stralenreinigung einschl. Winterdienst und den
steigenden Aufwendungen fur Personalausgaben, fur den Unterhait der Grund-
stiick und deren Bewirtschaftung.
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in EURO RE 2006 RE 2007 RE 2008 HPY 2009
Einnahmen gesami e ) 23,502 27.318 28.936 20.400
dar, Eintritisgelder 17.862 18.529 26.032 27.000
Ausgaben gesamt a71.211 392.779 437.809 501.279
Ausgabendeckung in v.H. 5,3 7,0 6.6 59
Zuschuss 347.709 365.460 408,873 471,879

Trotz der niedrigen Ausgabendeckung beabsichtigt die Stadt keine grundsétzliche
Erhéhung der Eintrittsgelder.

Der Landesrechnungshof hilt es fiir geboten, dass die Stadt die Ausgaben-
entwicklung analysiert und MaRnahmen einleitet, um die Haushaltsbelastung
drastisch zu senken,

Stralenreinigung / Winterdienst - HSt, 67500 .
Die Stadt Kéthen fihrt die StraBenreinigung nach Maflgabe ihrer Satzung iber die

Straflenreinigung und den Winterdienst vom 01.01.2008 durch. Daflr erhebt sie
Gebuhren nach der Satzung tber die Erhebung von Gebihren fir die StrafRenrei-
nigung vom 01.01,2008.

Die Héhe der Gebihren wurden im Sinne des § 5 Abs. 2, Satz 1 KAG nach be-
triebswirtschaftlichen Grindsétzen ermitteit.

Nachfolgend sind filr die einzelnen Haushaltsjahre die Einnahmen, die Ausgaben,
die Ausgabendeckung und die Zuschiisse dargestellt:

in EURO RE 2006 RE 2007 RE 2008 HP1. 2009
Einnahmen gesamt 294,750 356.055 326.485 250,500
dar. StraBenreinigungsgeblhren 284 566 347.141 295.024 220.000
Ausgaben gesamt 496.934 480.521 526.676 £20.332
Ausgabendeckung in v.H. 58,3 74,1 62,0 404
Zusthuss 202,184 124 466 200.181 369.832

Der Zuschuss im Haushaltsjahr 2007 verringerte sich infolge der héheren Einnah-
men bei den StraRenreinigungsgebihren (62.575 EURO) durch die erstmalige Be-
ricksichtigung von Hinterliegergrundsticken.





.

4.4

25

Fur das Haushaltsjahr 2009 wurden die StraRenreinigungsgeblhren niedriger ver-
anschiagt, da aufgrund dér Satzungsénderung zum 01.01.2008 (Ubertragung der
Relnigungspfiicht auf Anlieger) mit niedrigeren Einnahmen zu rechnen war.

Die Ausgaben im Jahr 2008 wurden hoher geplant, weil u.a. ca. 50 km StralRenrei-
nigung an Fremdfirmen vergeben wurde und mit einer Erhohung der Personalaus-
gaben zu rechnen war.

Der Landesrechnungshof empfiehlt,
- eine Kosten-Leistungsrechnung einzufithren,
die Kalkulation der Entgelte unter Beachtung des § 5 Abs. 2a KAG-
L.SA durchzufithren und
. die Ursachen fir das Ansteigen des Zuschusses ab dem Jahr 2008 zu

ermitteln und zu analysieren.

Mirkte - HSt. 73000
Die Méarkte wurden auf der Grundlage der Satzung zur Regelung des Marktwesens

(Wochenmarkt) fir die Stadt Kéthen (Anhalt) vom 01.01,2002 und der Safzung
Uber die Erhebung von Wochenmarktgebithren vom 01 .01.2002 bewirtschaftet.

Zum Zeitpunkt der ortlichen Erhebungen war die Verwaltung mit der Erarbeitung
zweier neuer Satzungen beschaftigt, die am 01.01.2010 in Kraft treten soliten.

Die Stadt beabsichtigt, die Wochenmarktgebthren fur Verkaufswagen und -stande
um ca. 17 bis 18 v. H. anzuheben. Die Auslagenpauschale flr Wasser soll von
0,21 € auf 0,41 € (Wasser und Abwasser) erhdht werden und die Gebihren fur
den Energieverbrauch sollen gestaffelt nach Stromverbrauchsklassen 1 bis 8 er-
hoben werden. Die Stromverbrauchskiassen werden entsprechend des Energie-
bedarfs von der Marktaufsicht den Handiern zugeteilt.

Diese Gebihren ermittelte die Verwaltung auf der Grundiage einer umfangreichen
Kalkulation. Dem LRH wurden die Kalkulationen aus den Jahren 2006 bis 2008
und 2010 bis 2012 vorgelegt, Das Jahr 2009 wurde dabei ausgespart - die Plan-
zahlen von 2009 entsprechen in etwa denen von 2010.

Die Kalkulationen enthalten immer die Abschreibungen und die Verzinsungen des
Anlagekapitals. Diese Werte wurden jedoch aufgrund rechtlicher Unsicherheiten
bis einschlieRlich Haushaltsjahr 2009 nicht in die Haushalte eingestellt.
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Nach Kldrung dieser Probleme sind die Abschreibungen und Verzinsung erstmalig
im Haushalt 2010 haushaltswirksam,

Fr die Haushaltsjahre 2006 bis 2008 werden in nachfolgender Tabelle die kin-
nahmen, Ausgaben, die Hohe der Ausgabendeckung und die Zuschusse / Uber-

schilsse veranschaulicht.

in EURO RE 2006 RE 2007 RE 2008 HP1. 2008
Einnahmen gesamt 48.055 53.487 §5.810 62,800
dar. Standoelder 40.348 43.219 38.896 46.000
Ausgaben gesamt 55.101 49,137 55.314 75.567
Ausgabendeckung in v.H. 81,4 108,9 100,98 83,1
Zuschuss / Uberschuss 11.008 -4,350 -496 12.767

Die hoheren Einnahmen im Haushaltsjahr 2009 entstanden durch héhere Stand-
gelder und durch Erstattung von Auslagen von Energie, Wasser und Abwasser
durch die Wochenmarkthéndler und anderer Marktveranstaiter.

Die hoheren Ausgaben entstanden durch das Anwachsen von Personalausgaben
und den hoheren Aufwand fir die Unterhaltung der Grundstlicke und bauliche An-
lagen und deren Bewirtschaftung.

Der Landesrechnungshof empfiehlt, die neuen Satzungen den aktuellen Si-
tuationen anzupassen, um auch in den niichsten Haushaitsjahren eine Aus-
gabendeckung zu erreichen.

Friedhdfe - HSt. 75000
Diese Kostenrechnende Einrichtung der Stadt Kéthen umfasst den Hauptfriedhof

in der Maxdorfer Strake, Genz, Elsdorf, Klepzig, Merzien, Porst, Zehringen und
Hohisdorf und die ab 01.01.2009 hinzugekommenen Ortsteilfriedhéfe in Lobnitz
an der Linde, Arensdorf, Baasdorf, mit einer Gesamtfidche von 237.050 gm.

For die Bewirtschaftung der Friedhofe gilt die Friedhofsatzung und die Safzung
(iber die Erhebung von Friedhofsgebiihren, die beide am 26.06.2008 vom Stadtrat
beschlossen und im Amtsblatt 7/2008 veroffentiicht wurden.
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Uber die Héhe der Einnahmen, Ausgaben, Ausgabendeckung und Zuschuss gibt
folgende Ubersicht Auskunft:

in EURO RE 2006 RE 2007 RE 2008 HPL 2000
Einnahmen gesamt 256,289 245.707 358.794 262.400
dar. Grabstellen- und Bestatiungsgebihren | 226.124 224.395 290.465 240,000
Ausgaben gesamt 522.531 459.368 548633 536.256
Ausgabendeckung in v.H. 49,0 53,5 654 48,8
Zuschuss 266.272 213.659 189.839 273.856

Die Festlegung der Friedhofsgebiihren erfolgte aufgrund der Kalkulation. Die fGr
den Zeitraum 2008 bis 2010 ermittelten Gebihren bieiben, bis auf wenige Ande-
rungen, auf dem Niveau der vorher glltigen Friedhofsgeblhrensatzung.

Der Anteil des dffentlichen Grins hat sich nunmehr auf 65,1 % erhoht. Das bedeu-
tet, der Anteil der Stadt an den Kosten des Friedhofes hat sich seit dem letzten
Kalkulationszeitraum erhéht. Verursacht wurde dies aufgrund von erheblichen Fla-
chen unbelegter Grabfelder der neu hinzugekommenen Friedhtfe Arensdorf,
Baasdorf und Lobnitz. AuBerdem erfolgten Rickgaben von Grabern auf den

SchlieRungsflachen, die somit in das dffentliche Grin zurckfielen.

Die Kalkulation entspricht den Anforderungen des § 5 KAG, sie ist umfas-

send und nachvollziehbar dargestelit.

Freiwillige Leistungen
Die Sport- und Kulturférderung der Stadt Kathen erfolgt auf der Grundlage der JAl-

gemeinen Bewilligungsbedingungen fur Zuwendungen der Stadt Kothen (Anhalt)’,
die dem Landesrechnungshof in einer Fassung ohne Datum und Unterschrift dber-
geben wurde.

Diese Regelung ist seit dem 01.11.2007 Arbeitsgrundlage fur alle finanziellen Zu-
wendungen der Stadt. Sie beinhaltet keine Zuschiisse, die durch Verirége gebun-
den sind.

Der Landesrechnungshof hat von der Stadt die Auskunft erhalten, dass vor dem
Wirksamwerden dieser Regelung jeder Amisbereich eigenstandig fur die Ausrei-
chung und Kontrolle seiner freiwilligen Leistungen verantworttich war.

Bei der Prufung wurde hauptséchlich der Zeitraum nach Inkrafttreten der Bewilki-
gungsrichtlinie betrachtet.
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Die Gewshrung und Durchfithrung der Leistungen ist in den Allgemeinen Bewilli-
gungsbedingungen ausreichend geregelt.

Der Landesrechnungshof empfiehlt jedoch, die Zuwendungsart im Formblatt
des Bewilligungsbescheides mit anzugeben, weil sich daraus sowohl der
Zeitpunkt des Verwendungsnachweises, als auch die beizufligenden Unter-
tagen ergeben.

5.1 Zuschiisse an Vereine
Die Stadt bezuschusst die Sportvereine auf der Grundlage der laufenden Pacht-

vertrage und welterer Antragsteliungen entsprechend der Allgemeinen Bewilli-

gungsbedingungen.
Die folgende Tabelle betrachtet die Entwickiung der Bewirtschaftungskostenzu-
schisse der Stadt an die Vereine gemaf Pachtvertrage und die Bewirtschaftungs-

kosten fir eigene Sportstatten It. Jahresrechnungen. (Angaben in Euro, gerundet)

Verein 2005 2006 2007 2008 2009 (HHPL)
Eintracht 12.000 22,905 25.999 23.400 23400
Kothen eV,

WSV Kéthen 300 0 0 0 0
Rot-Weilt Els- 4,200 4.200 4200 4,200 4,200
dorf

Vil Ratswall 53.700 53.700 60.900 60.900 60.900
CHC 02 Kéthen 34.800 40.993 32.400 32.400 32,400
CFC Germania 56.000 52.638 67.100 67.100 67.100
1. Kothener 10.300 10.300 12.300 12.300 12.300
Tennisclub e V.

HG 85 Heinz- 82,640 84.400 81.700 81.700 81.700
Fricke Sport-

halle

PSV 05 8.300 8.500 7.500 7.500 7.700
eigene Sport- 18.461 18.108 21.249 25.400 25.200
stétten

- Merzien

- Baasdorf

- Walknitz

- TH Klepzig

gesami 290.701 295,744 313.348 314.900 314.900
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Die Zuschiisse sind vom Jahr 2005 bis zum Jahr 2009, trotz angespannter Haus-
haltslage um 8,3 v. H angestiegen.

Zum Vergleich verweist der Landesrechnungshof auf den Prifungsbericht des
Jahres 2005, in dem zu gleicher Thematik im Zeitraum 1997 bis 2003 eine Steige-
rung von etwa 9 v, H. festgestellt wurde.

Die im vorgenannten Bericht kritisierte Verfahrensweise der Festlegung der
Zuschiisse fiir einen Zeitraum von fiinf Jahren nimmt der Landesrechnungs-
hof erneut auf und empfiehit die Ausrichtung der Zuschiisse an den Ein-
nahmen der Vereine und an deren Ausgaben It. vorgelegter und geprifter
Verwendungsnachweise.

Der wirtschaftliche und sparsame Einsatz der Haushaltsmittel nach § 90 GO
LSA ist konsequent durchzusetzen.

Zuschiisse an Vereine gemiR Bewilligungsbedingungen der Stadt
Der Landesrechnungshof hat mit 9 Stichproben Verwendungsnachweise zur
Sportférderung geprift,

Auffallig war, dass in keinem Fall weder in der Antragstellung noch im Verwen-
dungsnachweis Eigenmittel oder Zuwendungen Dritter aufgeflhrt bzw. mit 0" an-
gegeben waren. Vereine verfugen zumindest Uber Mitgliedsbeitrage und haben
auch die Pflicht, andere Finanzierungsqueflen, wie Sponsorengelder, Férdermittel
des Landessportbundes usw. zu nutzen.

Die Stadt hat sich grundsatzlich fir eine Volifinanzierung bzw. in einem Fall eine
Festbetragsfinanzierung der Mafnahmen entschieden und damit gegen den gebo-
tenen sparsamen Einsatz der Haushaltsmittel verstolRen.

Die Stadt hatte die Angaben der Vereine, auch in Umsetzung der eigenen Bewilli-
gungstichtlinie, Gberprifen missen.

In der Anlage 6 ,Feststellungen zur Sportférderung der Stadt Kothen® sind die

wichtigsten Feststellungen benannt:

- fehlende Angabe von Eigenmitteln oder Angabe mit 0"

- fehiende oder unvollstandige Nachweisfihrung der Vereinsausgaben (ifd. Nr.4
- 7 der Anlage)
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- unangemessen groflzligige Finanzierung von MaBnahmen { Ifd. Nr. 3.4,5,7 der
Anlage).

Der FV 1920 Merzin e.V, z. B. hat seinem Verwendungsnhachweis vom 04.08.2008
einen Kontoauszug beigelegt, der am 02.06. 2008 ein Guthaben von 2.675,84 €
ausweist. Den Zuschuss in Héhe von 3.000 € hat der Verein foiglich nicht in dieser

Héhe bendtigt.

Der Landesrechnungshof empfiehlt der Stadt dringend, sich vor Zuschuss-
bewilligung die notwendige Sachkenntnis {iber den finanziellen Status der
Vereine zu verschaffen.

Auf die Notwendigkeit der Konsolidierung des Haushalts der Stadt weist der
Landesrechnungshof ausdriicklich hin.

i, P

Seibicke Tracum
Prasident Mitgl{ed des Senats
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Stadt Kisthen Antage 1
4]
Gruppierungsiibersicht
Werle in 1.000 EUR
HGr. Verwaltungshaushalt 2008 2006 2007 2008 2003
Cr, RE RE RE RE i NT
000 Grundsteuer A 130,9 141,86 126,71 LA 145.0
001 Grundsteuer B 2.183.5 2.2083 22617 2.2428 23500
003 Gewerbesleuer 3.837.0 4.684,3 §.366,8 5.406,3 5500,0
01 Gemeindeanteil an Gemeinschafissteusrn 3.8684 4.,145.81 4.0886] 4.960,7 44779
02-03 landere Steuern, steverghnl, Einn, 285 1 78,6 20086 212.4 230,0
00-03  |Steuern zusammen 10,284.9 11.288,6 12.046,1 12,8534 12.702,9
04 Allgemeine Zuweisungen nach dem FAG 9.844 6 10,082 2 11,324 0 11.402,6] 114414
05 Zuweisungen aus dem Ausgleichsstock 0.0 0.0 3.328.4 0.0].... 00
Q7 Allgem. Umilagen (072 Krelsumlage) 0,0 0.0 00 0,8 8.0
0 Steuern, allg, Zuwelsungen 19.829,5 21.340,7 26.698,5 24.355,8 24.144,3
10-12 iGebuhren, Enlgele elc, 2.318,0 2,004 6 2.023,7 2444 8] 24666
13-15  Verkaufe, Mieten, Pachlien elc., 7926 833,82 697 4 754060 674 .8
16 Erstatiungen {ohne 169) 4367 695.0 5638 1,230 8 1,353,6
169 Innere Verrechnungen 8224 9000 791,7 1.171.0 1.223,7
17 Zuweisungen/Zuschiisse fur iid. Zwecke 2.7758 26798 26314 3.689.2 4.112,5
1 Einnahmen aus Verwaltung und Betrieb 7.246,3 7.003,2 §.868,0 0.289,9 9.830.9
20 |Zinsen 1.795,5 50,0/ 15,1 27,8 04
21-22 iGewinnanteile an wirtsch, Untern /Conzessionsabg, 8843 991.9 11991 esgnl o 8B35
23 .|Schuldendiensthilfen o LAY 0.0 00) oo 80 B0
24-2% |Ersatz sozialer Leisiungen 60| 00 001 0.8 o
26 weltere Finanzeinnahmen 411.8 3628 26286 301,05 3218
A Kalkulatorische Einnahmen, Rickstellungen 1063 91,3 111.5 96 4 1295
28 Zufohrung vom Vermdgenshaushalt 1430 0,0 00 0.0 0.9
29 Pauschale Resteberginigung 0,6
4 Sonstige Finanzeinnahmen 3,335, 1.495,8 1,688,3 1.473,4 1.414,7
£ Summe Einnahmen Verwaltungshaushalt 30.410,8 29.839,7 35,164,8 35.119,2 15.389,9
23.00.2010

Widuch





Stadt Kothen (2)
Werte in 1,000 EUR
HGr. Verwaltungshaushalt 2008 2008 2007 2008 2009
Gr. RE RE RE RE 1. NT
4 Personalausgaben einschl. fiir ABM 12.390,6 12.027,1 11.839,2 13,018,3 13.894,5
56-51 _ |Unterhaltung Immobilien 1.2388 1.265,9 9205 1.268.8| 14828
52 Ausstatiung ; 1357 1358 475 59,2 . .1800
53 Mieten, Pachten 1.232.4 1,152,1 1,215 1 1,245 4 1,269.3
54 Bewitischaftung Grundstiicke etc, 1.100.7 1.282.0 1,298 4 1.387,2 1.682.0
55 Haltung von Fahrzeugen 210.8 ‘ 207.3 2242 2192 240.3
56 Besondere Aufwendungen flir Bedienstete, weitere
57163 Verwaltungs- und Betriebsausgaben 8676 8837 B40.2 901,2 10343
64-66  |Stedern u. &, Geschaftsausgaben B0 SOOI 4 :2Y 7946 7254 1.379.8 891,85
£7...... Erstallungen v, Ausg, d. VWH (chne 678) 3280 25561 1929 20718 2503
878 e VeI RO Iy e 922 4 %000 91,71 1.174,0 1.233.7
68 Katkulat. Kosten, Ruckstellungen 100.3 91,3 111,56 954 128,58
516 séchlicher Verwaltungs- und Betriebsaufwand 6.915,8 6.968,3 6.468.4 8.024.8 8.373,7
71 Zuweisungen/Zuschilsse fi Hd, Zwecke 3.5070 3.757.9 3.756,4 46596 4.936 4
72 Schuldendiensthifen 00 0,0 .o 0,0 A
73-79 |soziale Leistungen 0,0 0.0 .0 0.0 0,0
7 Zuweisungen und Zuschisse (nicht fiir inv.} 3.507,0 3.757.9 3.756,4 4.659,6 49364
80 Zinsen ) 17386 17104 1,769,0 1,663,1 1,915,4
B10 Gewerbesteuerumlage 4383 4183 5736 4441 5100
82 Allgem. Zuweisungen 0.0 0,0 _ 0,0 00] 0.0
83 Allgemeine Umiagen 6.447 4 66028 6.825,1/. 77247 8.361,2
84 ... weitere Finanzausgaben 4481 e 288 75,9 SABBE 2.0
85 .. Deckungsreserve 04 0.0 0,0]. L) - 0.9
56 Zufuhrung zum Vermbgenshaushaif . 822.2 603, 517,86 2750| 86961
- 1593/894 | Deckung von Sollfehloetrigen dec Vorjahre 8,0 0,0 3.3296 o0 6.846,0
b Sonstige Finanzausgaben 9.191,0 9.363,2 13.090,8 10.143,2 18.410,7
A Summe Ausgaben Verwaltungshaushait 32.004,3 32.116,5 35.154,8 35.845.9 45.615,3
Uberschufl + /Fehlbetrag /. -1,593,5 -2.278,8 0,0 726,71 -10.226,4

Wahugh 23.00.201¢






Stadt Kéthen (3

Werte in 1.000 EUR

]
HGr. Vermégenshaushalt . 2005 2006 2007 2008 2909
Gr, ' RE e | ___RE RE 1. NT
1 o 4 5 6 7 8
30 |Zufuhrung vom Verwaltungshaushall 5222 B934 A1 — 2150|5961
31 Entnahme zus Racklagen 0.0 536, 000 1) .4 1
az Ruckfiisse aus Darlehen 0.0 00 0L S 0.0). .. 0.0
33 Verdulterung.. v. Beteiligungen u. Kapitaleinlagen 0,0 O — R - 0.0 89
34 Versufterung von Anlagevermégen 7007 3088 1600 62,7 5798
28 Beilrige u. 4. Entgelte 4306 R H— 1834]... 1.4 4764
36 Zuweisungen/Zuschisse fir Investitionen 3.656,7 34340 4.101,0 40738 4542 5
37 Kreditaufsiahme ghne Umschuldung 58,5 127,8 00 §.239.1 0,0
3 Einnahmen Yermdgenshaushalt 5.377.6 §.276,7 4.942,0 13.241,8 6.321,0
90 Zufuhrung zum Verwaltungshaushait 1430 .88 9.0
9. Zufiihrung an Rucklagen ... SN TSN /1) SO 21 S
92....|Gewshrung von Dariehen SR N 00 2 08
93 VErNOOENSEIWEIE | s 81 3842 0408
94-96 |BaumaRnahmen 37985 3424.7) . BIEHT 3.686.6 44320
97 |Kreditiioung . . ohne Umschuldung. . . . 7722 8018 BOBT 6314 836.2
98 Zuwelsungen/Zuschasse fur Investitionen 72.8 688,00 1PBL 4823 4023
993/004 |Deckung von Soli-Fehlbetragen der Vorjahre 00 [ N e D 9.0].... 0.0
897 Zahlungen an den Erblastentigungsfonds 0,0 0.0 0.0 0,0 06
9 Ausgaben Vermégenhaushalt 5.377,6 5.276,7 48420 13.241.8 6.321.0
Uberschult+ / Fehibetrag /. 0.0 0.0] 0,0 0.0 0.0
neu gehildete HER 00 0.0 0.0 0,0 0,90
neu gebtldete HAR 1.062.1 10289 5868 4185

Widuch 22.08.2010





Stadt Kothen

Finanzp

{Rundungsdi

lan - Gruppierungsiibersicht

{ferenzen sind miglich)

Angaben in 1.000 EUR

FiRl aus 1. NT

Anlage 1 FP

2009

HGr.

Verwaltungshaushalt

Gr.

2008

2008

2010

2011

HPI

1. NT

FiPI

FiPl

07

00-93..e
Q408

Adlgem. Umlagen

Steuera . .

PIGEM. ZUWBISUNGEN . oercvsssssmsessismesrsesssenmerecfrrrnins

Q

eend BT 22O

et 2850) L AEAT

2B
LALER0

1650

Stevern, aligem. Zuweisungen

24.920

Erstattungen, Zuweisungen/Zuschisse

2239

6.283

774 CPTELE I LN Y EETRTET RN

Einn, aus Verwaltung und Befrieb

8.356

21.22,24-28

.}Schuidendiens

(ibrige Finanzen

Zinseinnahmen

20

2

Sonstige Finanzeinnahmen

E

Summe Einnahmen Verwaltungshaushalt

Personalausgaben

5086 .
LA
79,

..{58chl. Verwalty

Belriebsaulwand ]

Katkulalorische Kosten

Erstaltungen v. Ausg.d.VWH (ohne 678) 1

Innere Verrechnungen o .

Sachlicher Verwaltungs-u.Betriehsaufw.ges.

Leistungen der SozialhilfelJugendhilfe u. 4.

gen und ZuschUsse furitd. Zwecke ot ]

Sehuldendienstiife v S

Zuweisungen und Zuschisse (nicht fiir Inv.)

893/884

o SDSBUSGANBN || s ]

L|CEWETDESIBUBIUMIBEL oo smsessspescisn

eisungen und Umlagen

jZutiahrung zum Vermogensaushalt .o

Deckung von Fehlbeirdgen

Weitere Finanzausgaben, Deckungsteserve 1 8 B2

Sonstige Finanzausgahen

Summe Ausgaben Verwaltungshaushalt

43.897

Uberschuf +/Fehlbedarf /.

-8.181

Widuch

23.09.2010





Stadt Kéthen

Angaben in 1,000 EUR

FiPlaus 1. NT

Anlage 1 FP

2009

(2)

HGr,

Vermbganshaushalt

2008

2009

2010

2011

2012

HP}

1. NT

FiPl

Fifl

FiPt

|Entrahme aus Rucklagen

R

JBElage U. & ENOGHE s

_[2uweisungen/Zuschisse fur Investitionen

Kreditaufnahme {ohne Umschuldung)

e aus Darlehen, Verau v Belelig uAY L.

Lo I,

..169

LA i

418

Einnahmen Vermbgenshaushalt

7.889

80, i
9238

903/904

.J2ufthrung an Rucklagen

Gewahrg, v, Darlehen u, Zu

Vermodgenserwerb
Baumalinahmen .

{Kredittigung (ohne Umschuldung) s

Deckung von Soil-Fehibetrdgen

Zulhrung ZUM VWH s

ngen/zuschisse Lo

L S —

A

B80] e ZBT L i 2

1

0

L3 S—

9

Ausgaben Vermbgenshaushalt

7.889

Uberschuft + / Fehlbedas ./,

Widuch

23.09.2010
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Bestand 01.01. Zufahrung (Gr. 91) Entnahme (Gr. 31} Bestand 31.12.

2005 1.174,7 0 0 1.174,7
2008 1.174,7 0 536,2 638,56

2007 638.5 184.5 0 8330

2008 833,0 52,2 0 885,2

2008 885.2 0 26,2 859,0
2010 859,0 0 178.0 §81.0
2011 881,0 0 0 6810
2012 681,0 G G 8810
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Stellungnahme des Oberbürgermeisters zum Bericht über die überörtliche Prüfung der Stadt Köthen durch den Landesrechnungshof (LRH) vom 30.09.2010 


Die Stellungnahmen erfolgten unter nochmaliger Aufnahme der Prüffeststellungen in Kurzform: 

1.
  Haushalts- und Finanzwirtschaft


1.1.1
  Leistungskraft des Haushaltes


1.1.1.2.  Entwicklung des Verwaltungshaushaltes

Der aktuelle Stand hinsichtlich des Antrages auf Bedarfszuweisung (September 2008) und ggf. weiter gestellter Anträge ist dem Landesrechnungshof in der Stellungnahme zu diesem Prüfbericht mitzuteilen.

Über den Antrag vom 18.09.2008 auf Zuweisung aus dem Ausgleichsstock für den Fehlbetrag des Haushaltsjahres 2005 steht die Entscheidung durch das Ministerium des Innern bis zum heutigen Zeitpunkt noch aus.


Die Stadt beantragte am 12.04.2010 für den Fehlbetrag aus der Jahresrechnung 2006 in Höhe von 2.276.783,11 € eine weitere Zuweisung aus dem Ausgleichsstock nach § 12 des Finanzausgleichsgesetzes. Auch hier steht die Entscheidung noch aus.

1.1.2.
    Rücklagen- und Kreditwirtschaft, Bürgschaft


Durch die Inanspruchnahme aus der Bürgschaft (Tiefgarage Wallstraße) hat sich allein im Jahr 2008 die Verschuldung um mehr als 25 v. H. erhöht. Die Stadt wird durch Tilgung und Zinsen zusätzlich belastet.

Zutreffend hat der Landesrechungshof den Sachverhalt aufgearbeitet und benannt, dass die zur Begleichung der Forderung aus der Bürgschaft notwendige kommunalaufsichtliche Genehmigung zur Darlehensaufnahme vorlag.


Die Darlehenaufnahme erfolgte per 05.11.2008 nach Ausschreibung an insgesamt 14 Kreditinstitute, von welchen 6 Angebote abgegeben wurden und dem Angebot mit dem günstigsten Zins, hier 4,529% p. a., gefolgt wurde. 

Im Gegenzug wurde jedoch die monatliche Pachtzahlung für die durch die Stadt Köthen (Anhalt) betriebene und von der Aufbaugesellschaft für Köthen GmbH & Co. KG Quartier Kleine Wallstraße gepachtete Tiefgarage Wallstraße eingestellt. Es ergibt sich somit vorerst lediglich eine Verschiebung zwischen dem Verwaltungs- (Zinszahlungen/ Pachtzahlungen) und dem Vermögenshaushalt (Tilgungsleistungen):

Jährliche Pachtzahlung:     611.387,76 € netto zzgl. 116.163,67 € Mwst. (Zahlung eingestellt)


Jährliche Annuität:
        517.989,60 € (davon Zinsen  2010:   363.931,39 € - VerwHH,







        davon Tilgung 2010:   154.058,21 € - VermHH)


Eine abschließende Aussage zur zusätzlichen Belastung des städtischen Haushaltes kann damit noch nicht getroffen/bestätigt werden. 


1.2.3
    Haushaltskonsolidierung

Der LRH hält es für dringend erforderlich, bei der Aufstellung des HKK 2010 die Hinweise des Ministeriums zur Haushaltskonsolidierung umfassend zu beachten.

Der in Rede stehende Runderlass vom 24.09.2004 (nicht 29.09.2004 wie im Prüfbericht vermerkt) fließt regelmäßig in die Haushaltsplanberatungen mit ein und wird im Zuge der Erstellung aller Konsolidierungskonzepte beachtet.

Der Runderlass gibt Hinweise für eine konsequente Haushaltskonsolidierung. So werden z.B. mögliche HKK-Maßnahmen benannt bzw. erläutert, welche Form das HKK aufweisen muss. Zudem werden Hinweise zur laufenden Haushaltsbewirtschaftung gegeben, um möglichst eine Reduzierung des Fehlbetrages zu beschleunigen.

Jedes Jahr enthalten die HKK weiterführende Konsolidierungsmaßnahmen zu Einnahmeverbesserungen und Ausgabenreduzierungen. So beinhaltete das HKK 2010 auf der Einnahmeseite neben Erhöhungen der Parkgebühren an den Parkscheinautomaten und in den Tiefgaragen auch eine Erhöhung der Entgelte für Garagengrundstücke sowie Erhöhungen der Hundesteuersätze. Auf der Ausgabenseite bildeten die alljährlichen Reduzierungen im Personalkostenbereich den größten Konsolidierungsblock. Weitere Einsparungen wurden im Rahmen der Umsetzung eines erarbeiteten Hausmeisterkonzeptes gesehen und auch im Bereich der freiwilligen Aufgaben wurden Kürzungen vorgenommen. Der Zuschuss für das Stadtfest wurde um 5.000 € reduziert.


Zahlreiche im Runderlass aufgeführte mögliche Konsolidierungsmaßnahmen hat die Stadt bereits beschlossen und sie werden auch künftig in den Haushaltsplanberatungen aufgegriffen und es wird regelmäßig geprüft, inwieweit welche Maßnahmen umgesetzt werden können. 


Zudem findet auch im Rahmen der laufenden Haushaltsbewirtschaftung der Runderlass Anwendung. So werden beispielsweise über- bzw. außerplanmäßige Mittelbereitstellungen im defizitären Verwaltungshaushalt nur mit Minderausgaben gedeckt. Etwaige Mehreinnahmen kommen der Haushaltskonsolidierung zu Gute.


Und auch im Vermögenshaushalt beispielsweise werden die erforderlichen Investitionen nur nach aufgestellten Prioritäten getätigt und Haushaltsausgabereste nur nach strengen Kriterien gebildet.

Der Forderung bzw. Empfehlung des Landesrechnungshofes, den Runderlass zur Haushaltskonsolidierung zu beachten, wurde bereits vor der überörtlichen Prüfung und wird auch künftig entsprochen.

2. 
  Organisation der Verwaltung

2.1. 
  Hauptsatzung

- ungenaue Formulierung bei den Zuständigkeiten des HA und des OB


Der Oberbürgermeister ist für Rechtsgeschäfte gemäß § 44 (3) Nr. 7 GO LSA bis 30.000 € (§ 9 (2) Nr. 12. der Hauptsatzung der Stadt Köthen) zuständig und der Hauptausschuss bis 100.000 € (§ 12 (4) 10. Anstrich der Hauptsatzung der Stadt Köthen). 

Bisher ist in der Praxis darüber noch keine Auseinandersetzung entstanden, da die Mitglieder des Hauptausschusses die Regelung so handhaben, wie sie bei der Beschlussfassung gewollt war.

Mit der nächsten Änderung der Hauptsatzung wird eine entsprechend klarstellende Regelung dem Stadtrat zur Entscheidung vorgelegt.

§ 9 (2) Nr. 12 Hauptsatzung der Stadt Köthen

Die Wertgrenze für Rechtsgeschäfte gemäß § 44 Abs. 3 Nr. 7 GO LSA, die nicht der Beschlussfassung durch den Stadtrat unterliegen, beträgt bis 30.000 Euro,


§ 12 (4) 10. Anstrich Hauptsatzung der Stadt Köthen


- Vermögensangelegenheiten im Sinne von § 44 Abs. 3 Nr. 7 GO LSA über 30.000 € bis 100.000 Euro, außerhalb des Sanierungsgebietes,


- keine Zuständigkeiten des Heimausschusses in der Hauptsatzung


Der Stadtrat kann gemäß § 45 (1) Satz 1 GO LSA seine Aufgaben (außer die in § 44 (3) GO LSA enthaltenen) durch die Hauptsatzung auf Ausschüsse übertragen. 


Der Heimausschuss wurde nicht auf der Grundlage der Gemeindeordnung, sondern des Eigenbetriebsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (EigBG LSA) gebildet, da es sich um den Betriebsausschuss des Eigenbetriebes Pflegeheim „Am Lutzepark“ im Sinne von § 8 (1) EigBG LSA handelt.


Die Aufgaben und Zuständigkeiten sind für diesen Ausschuss in § 9 (1) und (2) EigBG LSA geregelt. Nähere Zuständigkeiten dieses Ausschusses sind nach § 9 (3) EigBG LSA in der Betriebssatzung zu regeln, nicht in der Hauptsatzung.


Dieser rechtlichen Verpflichtung ist die Stadt Köthen (Anhalt) in § 5 der Eigenbetriebssatzung für das Pflegeheim der Stadt Köthen (Anhalt) nachgekommen. 


2.2.
  Allgemeine Dienst- und Geschäftsanweisung (AGA)


Die Stadt sollte in ihrer AGA die aktuellen Bezeichnungen der Organisationspläne aufnehmen.

 

In der AGA werden gemäß Empfehlung des LRH die aktuellen Bezeichnungen der Organisationspläne aufgenommen.

3.
   Personalwesen


3.3.
   Personalentwicklungskonzept


Zur Weiterentwicklung des Personalentwicklungskonzeptes Empfehlungen des LRH aus der durchgeführten Personalprüfung beachten (Prüfbericht vom 23.09.2010)


Die Weiterentwicklung des Personalentwicklungskonzeptes wird grundsätzlich – wie auch schon bei verschiedenen anderen Prüfungen – positiv gewertet. Als Hinweis bezüglich der qualitativen Weiterentwicklung des Personalentwicklungskonzeptes verweist der LRH jedoch auf seine Empfehlungen im Prüfungsbericht vom 23.09.2009 zur durchgeführten Personalprüfung. 


Damals wurde der Stadt Köthen (Anhalt) empfohlen, ein Personalentwicklungskonzept zu erarbeiten, welches bestimmte Aspekte berücksichtigt: 


1. Die perspektivische Entwicklung des Personal-Ist-Bestandes


2. Die Ermittlung der personalwirtschaftlichen Handlungsnotwendigkeiten durch einen nach Jahresscheiben durchgeführten Vergleich des Personal-Ist-Bestandes mit dem Personal-Soll-Bestand (Personalbedarf).


3. Eine Darstellung, mit welchen personalwirtschaftlichen Maßnahmen der Personal-Ist-Bestand an den Personal-Soll-Bestand (Personalbedarf) angepasst wird. Dabei sollten auch qualitative Aspekte (benötigte Qualifikationen und hierzu erforderlicher Fortbildungsbedarf) berücksichtigt werden.


Seit 2001 gibt es ein Personalentwicklungskonzept innerhalb der Stadtverwaltung. Dies versteht sich aber nicht als globales Konsolidierungskonzept in dem Sinne. In erster Linie stellt das Personalentwicklungskonzept der Stadt auf eine stetige Aufgabenerfüllung und deren personelle Sicherstellung ab. In diesem Sinne bedeutet Personalentwicklung einen Prozess, der darauf abzielt, das Leistungs- und Lernpotential der Mitarbeiter zu erkennen, zu entfalten und in Abstimmung mit dem Bedarf zu fördern. Der Bedarf bestimmt sich aus gesetzlichen Vorgaben, Teilstrategien und Beschlüssen. 


Ob in Umsetzung dieses Konzeptes der Teilstrategien und Beschlüsse dann Konsolidierungseffekte entstehen, hängt nicht vom Personalentwicklungskonzept, sondern von den Teilstrategien ab. Diese werden zeitnah erstellt. 


Der Planungshorizont des jeweiligen Personalentwicklungskonzeptes (PEK) zum Zeitpunkt der Erarbeitung beträgt in der Regel 15 Jahre. Würde zum Zeitpunkt der Erarbeitung des PEK bereits für jeden Bereich eine Personalbedarfsanalyse erfolgen, wäre diese – sobald der jeweilige Zeitpunkt gekommen ist – in aller Regel nochmals zu überarbeiten bzw. an die tatsächlichen Gegebenheiten anzupassen, was einen doppelten Aufwand darstellen würde. Selbstverständlich werden in dem PEK künftige Entwicklungen – wie bspw. die demographische - global berücksichtigt. Im Einzelnen vorauszusagen, wie sich der Aufgabenbestand und die Fallzahlen und somit der Personalbedarf in jedem einzelnen Amt oder Bereich bzw. auf jeder Stelle genau entwickeln wird, ist absolut unrealistisch. Um diesen Aufwand – der wiederum personell abzusichern wäre – einzusparen, wird er nur einmal betrieben und zwar zeitnah zum Freiwerden der jeweiligen Stelle, in der Regel frühestens ein Jahr vorher. Dieser Zeitrahmen ermöglicht ein entsprechendes Reagieren auf die Situation indem entweder Aufgaben umverteilt oder ein Stellenbesetzungsverfahren eingeleitet werden. 


Darüber hinaus wird selbstverständlich für den jeweiligen Planungshorizont des PEK weiterhin der Personal-Ist-Bestand in Jahresscheiben aufgezeigt werden. Die sich daraus ergebenden Handlungsnotwendigkeiten in Form von personalwirtschaftlichen Maßnahmen werden für verschiedene Beschäftigtengruppen insbesondere im Hinblick auf die globalen Entwicklungstendenzen auch weiterhin festgelegt und ergriffen. 


Nach der turnusmäßigen überörtlichen Prüfung wurde im Übrigen das PEK unter o.g. Gesichtspunkten und mit speziellem Blick auf die demographische Entwicklung erneut überarbeitet und neu aufgelegt. 

Der Planungshorizont des überarbeiteten PEK reicht nunmehr bis 2025. 


4.
  Kostenrechende Einrichtungen


Veranschlagung von Abschreibungen und Verzinsung des Anlagekapitals nur bei der Straßenreinigung und dem Friedhof, nicht bei der Bibliothek, dem Tierpark und Märkte - Aufforderung zur Einhaltung der haushaltsrechtlichen Vorschriften


Einführend sei erwähnt, dass im Rahmen der Einführung der Doppik in der Stadt Köthen (Anhalt) zur Unterstützung der Verwaltungssteuerung und für die Beurteilung der Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit bei der Aufgabenerfüllung eine Kosten- und Leistungsrechnung entsprechend der gesetzlichen Vorschriften einzuführen ist. 


Jedoch ist bereits jetzt im Rahmen der Kameralistik anhand der Darstellung in den Unterabschnitten erkennbar, dass einzelne Bereiche, wie z.B. die Bibliothek oder der Tierpark, stark defizitär sind und hier keine Kostendeckung erreicht werden kann.


Bisher werden nur für die Bereiche Straßenreinigung/Winterdienst (UA 67500) und Friedhöfe (UA 75000) die haushaltsrechtlichen Vorschriften gemäß § 12 GemHVO, § 39 GemHVO  und § 44 GemHVO konsequent umgesetzt.

Für den UA 73000 Märkte und Kirmessen wurden für das Haushaltsjahr 2010 erstmalig Abschreibungen und kalkulatorische Zinsen auch im Rahmen einer überarbeiteten Kalkulation berücksichtigt.


Für den UA 35200 Öffentliche Büchereien wird bisher nur das Anlagevermögen erstmals im Zuge der Doppikeinführung und der Erstellung einer Eröffnungsbilanz ermittelt. Darüber hinaus sind noch keine Ansätze einer Kostenrechnung installiert. Der Handlungsbedarf wurde erkannt und muss noch diskutiert werden. 

Für den Tierpark erfolgen Abschreibungen zurzeit nur für Fahrzeuge und Geräte. 


Gebäude werden noch nicht abgeschrieben. Für die Zukunft erfolgt die Erfassung des Werteverzehrs für Anlagen, Ausrüstungen und Gebäude im Rahmen der Gebührenkalkulation nach dem KAG.


Jedoch erfolgt im Haushaltsplan noch keine Berücksichtigung der Abschreibungen und der Verzinsungen. 

Sobald für den gesamten Vermögensbestand des Tierparks, also auch für die Gebäude, Abschreibungen erfasst sind und in die Kalkulation einfließen, so werden sie, wie auch die Verzinsungen, entsprechend im Haushaltsplan aufgenommen. 

4.1.
  Stadtbibliothek – UA  35200

Die Stadt sollte eine Gebührenkalkulation gemäß § 5 KAG erarbeiten, um auf dieser Grundlage über die Höhe der Nutzungsgebühren neu zu entscheiden.

Der aktuell im Bereich Öffentliche Büchereien (UA 35200) durch Gebühreneinnahmen (Verwaltungs- und Benutzungsgebühren) sowie ggf. durch Landeszuweisungen und Spenden erzielte Aufwandsdeckungsgrad liegt unterhalb von 10%.


Die Gebührensätze für diese freiwillige kommunale Leistung wurden bisher vor dem Hintergrund von „Sozialverträglichkeit“ und im Vergleich zu in anderen Kommunen üblichen Gebührenhöhen definiert. Es ist davon auszugehen, das höhere Gebühren tendenziell zu einem nachlassenden Nutzerinteresse führen würden und gerade sozialschwächere Bürger/Familien, die in einem besonderen Maße auf die Leistungen der Stadtbibliothek angewiesen sind, praktisch von der Nutzung ausschließen.

Vor diesem Hintergrund und dem geringen Deckungsverhältnis wurde bisher auf eine detaillierte Kostenberechnung von einzelnen Teilleistungen verzichtet. 


Die Ermittlung von Teilleistungen auf Basis einer Kostenrechnung erfordert neben der Auswertung der einzelnen in der Jahresrechnung verbuchten Werten weitere unterstützende organisatorische und technische Voraussetzungen. 


Derzeit wird geprüft in wie weit die EDV-technische Ausstattung im Hinblick auf statistische Auswertungsmöglichkeiten geeignet ist oder ggf. erweitert werden müsste. 

Darüber hinaus wird geprüft, auch vor dem Hintergrund der Doppikumstellung, in wie weit die einzelnen Kosten ggf. verursachungsgerechter zugeordnet werden können. (Hier ist eine Abwägung zwischen dem personellen und organisatorischen Aufwand sowie dem dann zu erzielenden Ergebnis erforderlich.)


Prinzipiell ist vor dem Hintergrund des geringen Deckungsverhältnisses und dem daraus resultierenden hohen negativen Bereichsergebnis sowie in Anbetracht der angespannten Haushaltssituation auch zukünftig abzuwägen, in wie weit zusätzliche finanzielle Mittel zur Konkretisierung der definierten Gebühren eingesetzt werden können bzw. sollten. 

4.2.
  Tierpark – UA 59000

Der LRH hält die Analysierung der Ausgabenentwicklung und Einleitung von Maßnahmen zur Senkung der Haushaltsbelastung für geboten.

Die durchschnittlichen Kosten im Tierpark belaufen sich auf 450.000 €, die Einnahmen auf 30.000 €. Damit wird nur 1/15 der Kosten durch entsprechende Einnahmen gedeckt.


Die letzte Gebührenerhöhung erfolgte 2009.


Den überwiegenden Anteil an den Einnahmen haben die Eintrittsgelder.
Aus Sicht der Verwaltung besteht bei den Eintrittsgeldern kein großer Spielraum. Die Eintrittsgebühren in Köthen unterscheiden sich nicht wesentlich von vergleichbaren Parks in der Umgebung. Um kostendeckende Gebühren zu erheben, müssten diese bei gleich bleibenden Besucherzahlen verfünfzehnfacht werden. Das ist nicht durchführbar. Geringfügige Gebührenanpassungen, wie z. B. in den vergangenen Jahren vorgenommen, reduzieren das Defizit nur unwesentlich.


Der Kostendeckungsgrad kann nur durch erhöhte Besucherzahlen erreicht werden. Dazu sind jedoch größere Baumaßnahmen erforderlich. Auch ist aus Sicht der Verwaltung für einen größeren Besucherstrom folgendes, insbesondere für Kleinkinder mit Eltern oder Großeltern, notwendig:

- ganzjährig Gastronomie in einem ansprechenden Gebäude mit zeitgerechtem


  Sanitärtrakt


- Spielplatz


- eine schauintensive Tierart wie z.B. Affen, Wölfe

Als einschneidenste Maßnahme käme sonst nur die Schließung in Betracht. An den Sachkosten kann nicht mehr gespart werden. Die Anzahl der Tiere und der Gehege ist bereits reduziert worden, der Spielraum hier ist gering. In der derzeitigen Haushaltssituation kann allenfalls der jetzige Standard gehalten werden.

4.3.
  Straßenreinigung / Winterdienst – UA 67500

Empfehlungen des LRH: 


- Einführung einer Kosten- und Leistungsrechnung


- Kalkulation der Entgelte unter Beachtung von § 5 Abs. 2 a KAG LSA

- Ermittlung und Analyse der Ursachen für das Ansteigen des Zuschusses ab 2008


Im Bereich Straßenreinigung wird die Kostenrechnung durchgeführt. Die Feststellung bzw. Empfehlung ist demzufolge nicht nachvollziehbar.

Die Kalkulation der Entgelte erfolgt unter Beachtung des § 5 Abs. 2a KAG-LSA. 

In der Gebührenkalkulation werden Personal- und Sachkosten, Aufwendungen aus innerbetrieblicher Leistungsverrechnung sowie kalkulatorische Kosten (Abschreibungen, Verzinsung des eingesetzten Anlagekapitals) berücksichtigt. Die Berechnung des Zinssatzes für die Verzinsung des Eigenkapitals basiert auf den durch die Stadt in Anspruch genommenen Kommunaldarlehen. Die Abschreibung bezieht sich auf die Anschaffungs- und Herstellungskosten und nicht auf den Wiederbeschaffungszeitwert.


Die Verteilung der Kosten erfolgt, soweit möglich, mit Hilfe des Betriebsabrechnungsbogens. 

Da seitens des Landesrechnungshofes nicht konkret dargelegt wurde, welche Regelungen aus § 5 KAG nicht eingehalten wurden, ist keine weitergehende Stellungnahme seitens der Verwaltung möglich.

Die Ursachen für die gegenüber 2009 geringeren Zuschüsse in den Jahren 2006 bis 2008 sind für den Bereich der Einnahmen in den nachfolgenden Punkten zu sehen:

1.
In den Jahren 2007 und 2008 sind in den Einnahmen aus Straßenreinigungsgebühren auch Nachveranlagungen für Vorjahre enthalten, welche das gegenüber 2009 höhere Niveau begründen, da dort keine Nachveranlagungen geplant bzw. enthalten sind.

2.
Darüber hinaus wurde in den Jahren 2006 bis 2008 ein Deckungsplus im gebührenfähigen Teil der Straßenreinigung erwirtschaftet, welches über den nächsten/aktuellen Kalkulationszeitraum wieder neutralisiert wird und zu einer Entlastung des Gebührenzahlers und somit zu geringeren Einnahmen aus Straßenreinigungsgebühren führt. 

Die Ursachen für die gegenüber 2009 geringeren Zuschüsse in den Jahren 2006 bis 2008 sind für den Bereich der Ausgaben in den nachfolgenden Punkten zu sehen: 

1.
Für das Haushaltsjahr 2009 führten tarifvertraglich bedingte Personalkostensteigerungen zu einem Anstieg der Personalkosten, welche die potentiellen Personalkostenreduzierungen aufgrund der Umsetzung eines Mitarbeiters (Fahrer große Kehrmaschine) mehr als neutralisieren. (ca. +20 T€ ohne Berücksichtigung der Umsetzung)

2.
Darüber hinaus sind im Planansatz für 2009 witterungsbedingte Mehrkosten für den eigenen und fremd vergebenen Winterdienst berücksichtigt. (ca. +12 T€)

3.
Ebenso sind höhere Ansätze für fremd vergebene Straßenreinigungen enthalten. Diese verhalten sich auf Grund der tarifvertraglich bedingten Personalkostensteigerungen nicht neutral im Saldo der gesamten Aufwendungen. (ca. +7 T€)

4.
Die Deponiekosten erhöhen sich, da diese Leistung in den Vorjahren in der Haushaltsstelle fremd vergebene Straßenreinigung enthalten war. (ca. +11 T€)

5.
Im Planansatz für 2009 sind ebenso die Abschreibungen und kalkulatorischen Zinsen für die große Kehrmaschine noch enthalten. (ca. +27 T€)

6.
Darüber hinaus wirken sich die tarifvertraglich bedingten Personalkostensteigerungen auch auf die Höhe der Innerbetrieblichen Leistungsverrechnung aus. (ca. +14 T€)

Veränderungen auf der Einnahmen- und Ausgabenseite werden grundsätzlich in die Nachkalkulation einbezogen und in dem folgenden Kalkulationszeitraum ausgeglichen. 

4.4.
  Märkte – UA 73000

Anpassung der Satzungen an den aktuellen Stand, um auch künftig eine Ausgabendeckung zu erreichen


Im Rahmen der Marktgebührenkalkulation wurden die Kosten der vergangenen 3 Jahre (2006-2008) sowie die zu erwartenden Kosten laut Finanzplan (2010-2012) berücksichtigt, so dass hier bereits die Empfehlung des Landesrechnungshofes berücksichtigt wurde. 


Nach Ablauf von 3 Jahren wird eine erneute Kalkulation erfolgen. Veränderungen auf der Einnahmen- und Ausgabenseite werden grundsätzlich in die Nachkalkulation einbezogen und in dem folgenden Kalkulationszeitraum ausgeglichen. 

5.
 Freiwillige Leistungen

- Allgemeine Bewilligungsbedingungen wurden dem LRH ohne Datum und 


  Unterschrift übergeben

- Fehlen der Zuwendungsart im Formblatt des Bewilligungsbescheides


Die Allgemeinen Bewilligungsbedingungen für Zuwendungen der Stadt Köthen (Anhalt) wurden am 20.09.2007 vom Stadtrat beschlossen, am 27.09.2007 vom Oberbürgermeister unterzeichnet und gesiegelt, im Amtblatt Oktober 2007 veröffentlicht und traten schließlich mit Wirkung vom 01.11.2007 in Kraft. 

Bereits Anfang des Jahres 2010 wurde die Praktikabilität bei der Umsetzung der ABB verwaltungsintern hinterfragt. Die hieraus gewonnenen Erkenntnisse werden im Rahmen der 1. Änderung der ABB eingearbeitet. Diese soll voraussichtlich noch im laufenden Jahr dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorgelegt und zum 01.01.2011 in Kraft gesetzt werden. 

Die Empfehlung des LRH, die Zuwendungsart im Formblatt des Bewilligungsbescheides mit anzugeben, wird berücksichtigt.

5.1.
  Zuschüsse an Vereine

Konsequente Durchsetzung des wirtschaftlichen und sparsamen Einsatzes von Haushaltsmitteln gemäß § 90 GO LSA  -  Kritik an der Festlegung der Zuschüsse an die Sportvereine für 5 Jahre

Empfehlung, Zuschüsse an den Einnahmen der Vereine und deren Ausgaben laut Verwendungsnachweisen auszurichten 

Die festgestellten Kostensteigerungen sind korrekt. Die Erhöhung fand jedoch weitgehend im Bereich der durch die Stadt selbst betriebenen Sportstätten statt. Trotz des auf minimalem Standard der städtischen Verwaltung gehaltenen Aufwandes sind Steigerungen, insbesondere durch steigende Ver- und Entsorgungskosten unvermeidbar. Die pachtenden Sportvereine haben diesen, für sie auch steigenden Aufwand, offenbar besser kompensieren können, als die Stadt Köthen (Anhalt) selbst. 

Allein dieses Ergebnis bestätigt die bisherige Strategie der pauschalen Bezuschussung.


5.2.
  Zuschüsse an Vereine gemäß Bewilligungsbedingungen der Stadt 

Dringende Empfehlung, vor Zuschussbewilligung die notwendige Sachkenntnis über den finanziellen Status der Vereine zu verschaffen, auch im Hinblick auf die Notwendigkeit der Konsolidierung des Haushaltes der Stadt

Zur Bezuschussung der Sportvereine in den Ortschaften ist zunächst grundsätzlich zu erwähnen, dass es sich hier um Mittel aus den jeweiligen Eingemeindungsverträgen handelt und diese für die Ortschaft gebunden sind, d. h. diese Gelder stehen der Ortschaft zur freien Verfügung. 


Bei den Zuschüssen handelt es sich in der Regel um einen Festbetrag, den der jeweilige Ortschaftsrat im Rahmen seiner Kompetenz über die Verteilung der Ortschaftsmittel verfügt. Mit der Vergabe soll das örtliche kulturelle, soziale, sportliche Leben in den Ortschaften unterstützt werden. Dabei kommt es auf die jeweilige Leistungsfähigkeit der Vereine nicht an.


Die Vereine entscheiden dann über die Verwendung der Mittel. Dabei werden ihnen keine zusätzlichen Schranken auferlegt. Sie schöpfen die Mittel durch unterschiedliche Maßnahmen entweder vollständig aus oder müssen den Rest der noch fehlt, selbst aufbringen.

Anlage zur Sitzungsvorlage
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